. Bictelläbriger Abonnementspreis 
52 A reslau 2 Thaler, außerhalb inel. Porto 
11 haler 11%, Sgr. Inſertionsgebühr für den 
aum einer fünftheiligen Zeile in Petitſchriſt 
2 1%, Sgr. 
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Expedition: Herrenſtraße N 20. 
Außerdem übernehmen alle Poſt⸗Anſtalten 
Beſtellungen auf die Zeitung, welche an fünf 
Tagen zweimal, Sonntag und Montag einmal 

erſcheint. 


kilung. 


Montag den 26. März 1860. 


Telegraphiſche Depefchen. 

Paris, 25. März. Der heutige „Moniteur“ veröffent⸗ 
licht den am Sonnabend in Turin unterzeichneten Vertrag 
über die Abtretung Savoyens und Nizza's unter Vorbehalt 
der Sanktion der ſardiniſchen Kammern. Die Hauptbeſtim⸗ 
mungen find: Der König willigt in die Vereinigung Sa: 
voyens und Nizza's mit Frankreich. Die Vereinigung wird 
ausgeführt ohne jeden Zwang auf den Willen der Bevölke⸗ 
rung. Beide Regierungen werden über die beſten Mittel 
übereinkommen, um dieſe Manifeſtation zu würdigen und feſt⸗ 
jiuſtellen. Der König überträgt die neutraliſirten Diſtrikte 

Savoyens unter den Bedingungen, unter denen er ſie beſitzt; 
der Kaiſer verſpricht, ſich über dieſen Gegenſtand mit den 
Mächten und der Schweiz zu verſtändigen. 

Wien, 23. März. Dem Reichsrathe wird im Mai das 
Vudget vorgelegt werden. 

Die Modalitäten der neuen Anleihe fanden eine günſtige 

Aufnahme. 

London, 24. März. Die heutige „Times“ theilt mit, 
daß der Prinz von Wales am bevorſtehenden Oſterfeſte dem 
Herzoge von Sachſen⸗Coburg einen Beſuch abſtatten werde. 

Die heutige „Morning⸗Poſt““ ſagt, daß der Kaiſer Na⸗ 
poleon dem ſchweizeriſchen General Dufour für Chablais 
Garantien verſprochen habe. 

5 24. März. Comite's aus dem nördlichen Savoyen 
haben Proteſtationen gegen die Annexion an den Kaiſer der 

Franzoſen und den König von Sardinien gerichtet. Sie ver⸗ 


I 
| 
| langen eine neue Abſtimmung und Anſchluß an die Schweiz. 
Man hat Adreſſen abgefaßt und Depntationen an den Bun⸗ 
desrath abgeordnet, um Hilfe der Eidgenoſſenſchaft zu ver⸗ 
langen, (Telegr. Dep. der Breslauer Montags: Zeitung.) 
Turin, 23. März. Farini hat das Miniſterium des 
Innern erhalten. — Aus Mailand wird vom geſtrigen Tage 
gemeldet, daß nach einem Telegramme aus Paris die Rück⸗ 
kehr der franzöſiſchen Truppen nach Frankreich aufgeſchoben 
werden würde. 
Madrid, 24. März. Die Friedens unterhandlungen mit 
den Marokkanern haben zu keinem RNeſultate geführt. Die 
Operationen wurden ſeitens der Spanier geſtern wieder auf⸗ 
genommen. Der Feind erwartete dieſelben in einer ſehr ſchwer 
zugänglichen Stellung. Der Kampf währte bis Nachmittags 
5 Uhr und endete mit einem vollſtändigen Siege der Spanier. 
Die Marokkaner ergriffen nach eiligſter Aufhebung ihres La⸗ 
gers die Flucht. Dem Marſche der Spanier auf Tanger 
ſcheinen keine großen Hinderniſſe entgegen zu ſtehen. 
rr 
Telegraphiſche Nachrichten. f 

London, 23. März, Nachts. In der heute ſtattgehabten Sitzung des 
Abe u verſicherte der Herzog von Newcaſtle, daß die Regierung weder 
eine Mittheilung ſeitens Frankreichs, noch ſeitens Piemonts über das Votum 
der Municipalität von Nizza betreffs der Abtretung Nizza's erhalten habe. 

Im Unterhaufe erwiderte Lord John Ruſſell auf eine Anfrage Kinglakes, 

| a es nachtheilig ſein würde, jetzt ſchon die Antwort des Gouvernements 
auf die letzte Depeſche des Herrn von Thouvenel oder auf die Note der 
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debuck äußerte, es gäbe keine Ausdrücke, die zu ſtark wären, den Kaiſer 
anzoſen wegen der Annexion ohne Befragung der Mächte zu tadeln. 


J 
J. Ruſſell die Nichtvorlegung der Depeſche Thouvenels und ſei⸗ 


de 


Der Prinz von Wales wird die Oſterfeiertage in . zubringen. n 
Die „Morning Poſt“ meldet, der Kaiſer der geamiofen abe Dufour die 


tal i 
ba re bat dern beim 


Preußen 
K. C. 18. Sitzung des Herrenhauſes am 24. März. 

Der Vice⸗Präſident Graf von Skolberg⸗Wernigerode eröffnet die Sitzung 
S 11% Uhr. Am Miniſtertiſche Graf Schwerin, Graf Pückler, ſpäter 
Sons und die beiden Reg.⸗Commiſſarien v. Winter und Ribbeck. Die 

ribünen Ib ſehr zahlreich bejegt. f 
6 Die geſtern abgebrochene Verhandlung über die Theilnahme der jüdiſchen 
utsbeſitzer an den Kreisſtänden u. ſ. w. wird fortgeſetzt. Der erſte Punkt 
1 betreffenden Petition, Theilnahmsrecht der Juden an den ſtändiſchen 
55 ten, uud der zweite, Zulaſſung der Juden zu den obrigkeitlichen Aem⸗ 
Ben ſollen bei der Diskuſſion vereinigt werden. — Die Herren Beyer. 
Függemann, Haſſelbach, Graf Hoverden u. A. haben ein Amendement zu 
Fin, Commiſſtons-Antrage ein ereicht: die Regierung zu erſuchen, die 
Verde wegen der Sulafung der Juden zu den offentlichen Aemtern im Wege 

Geſetgebung zur Entſcheidung zu bringen. - 

w Graf Hoverden: Es ſei zu bedauern, daß eine ſolche Petition noth⸗ 
d eudal geweſen. Unſer Staat ſei auf römiſches Recht und germaniſches 
Jord weſen begründet geweſen. Später ſei das chriſtliche Element in den 
Griſtächeund getreten. Heut ſei es Aufgabe des Hauſes, dem Volke feine 
en Obrigkeiten zu erhalten. Art. XII. der alaflıng beziehe ſich 


tutionen. Das jüdiſche Leben ſei mit dem unſern nicht vereinbar; er erin⸗ 
nere an die Heilighaltung des Sabbaths, um die ſich die ganze jüdiſche Re⸗ 
ligion drehe. Die Kreisſtände bildeten eine geſchloſſene Geſellſchaft, und das 
Weſen einer ſolchen Geſellſchaft ſei exkluſiv. Wäre das Reſcript des Mini⸗ 
ſters an ihn ſelbſt gerichtet geweſen, jo würde er die Berechtigung deſſelben 
nicht erörtert, ſondern beſtritten haben. Der Juſtizminiſter, das einzige 
rechtskundige Mitglied des Miniſterium, ſtehe auf ſeiner Seite. Nur in 
ihrer Totalität ſei ihm die Verfaſſung heilig; auf Sylbenſtecherei wolle er 
ſich nicht einlaſſen. Eine Stimme: Sehr richtig.) — Wenn dem Volke Ju⸗ 
den zur Obrigkeit aufgedrungen würden, würde es dann glauben, daß ſeine 
Obrigkeit vom Gotte der Chriſten eingeſetzt ſei? Das Volk ſei nachgerade 
in ſeinem religidſen Bewußtſein verwirrt genug. Auf die Pietiſten ſeien 
die Diſſidenten cc geſtern habe Caroli Quinti peinliche Halsgerichts⸗ 
Ordnung in Eheſa hen entſchieden, heute wolle man die bürgerliche Ehe 
einführen. — Der Jude ſei unter uns nach Jahrtauſenden immer noch ein 
Fremder geblieben. Bürgerliche Rechte, aber nicht das volle Bürgerthum 
ſtänden ihm zu. Es ſei nicht nöthig, Jemanden, den man bisher freundlich 
geduldet und mit dem man in einem Hauſe gelebt, auch in ſeine Familie 
aufzunehmen. Dergleichen könne gewünſcht, aber nicht gefordert werden. 
Dennoch werde es ihm ſchwer, den Anträgen der Commiſſion beizuſtimmen, 
weil er das Vergebliche derſelben fühle. Die Verantwortlichkeit der Mini⸗ 
ſter ſtehe nicht nur im Tenor der Verfaſſung, ſondern auch in dem der ge⸗ 
junden Vernunft. Der fromme Jude ſelbſt fürchte die Neuerung; die ger 
tauften bedauerten, mit der Converſion nicht bis jetzt gewartet zu haben, 
wo fie dieſelbe nicht mehr nöthig hätten. 

Miniſter des Innern Graf v. Schwerin: Die Regierung hält es dem 
ſchweren Vorwurf gegenüber, welcher von der Kommiſſion dem Hauſe vor⸗ 
eſchlagen wird, für ihre gewiſſenhafte Pflicht, aus der objektiven Behand: 
ung der Frage nicht herauszutreten. Bei den Angriffen gegen Perſonen 
überläßt ſie es dem Präſidenten, die Grenze zu beſtimmen, wo ein Einhalt 
nötbig iſt. Die Regierung bedauert es auf das Aufrichtigſte und Tiefſte, 
daß ſie ſich in dieſer Frage in einem ſolchen Konflikte mit dem hohen Hauſe 
befindet, daß ein derartiger Antrag der Kommiſſion möglich war; ſie be⸗ 
dauert es um ſo mehr, je mehr ſie davon durchdrungen iſt, daß nur von 
einer Uebereinſtimmung aller Faktoren der Geſetzgebung gedeihliche Früchte 
für das Vaterland zu erwarten ſind. Sie dürfen es den jetzigen Miniſtern 
zutrauen, daß ſie nicht an ihren Plätzen bleiben würden, wenn fie hoffen 
könnten, durch Verlaſſen ihrer Plätze die Frage zum Austrag zu bringen. 
Dieſe Hoffnung hat die Regierung nicht. Es exiſtirt kein Gerichtshof, der 
die Frage entſcheiden könnte, ob die Regierung die Verfaſſung verletzt habe: 
ich bedauere, daß ein ſolcher Gerichtshof nicht vorhandeu iſt, wir würden 
uns ſonſt ſeinem Urtheil unterwerfen. Die Regierung muß ſich jetzt damit 
begnügen, für ihre Handlungen die höchſte Sanktion zu 90 und ſich 
mit der Hoffnung tröften, daß der andere Faktor der Geſetzgebung die 
Anſicht dieſes hohen Hauſes nicht theilt. Stimmt das Haus dem Antrage 
der Kommiſſion zu, daß die Staatsregierung ſich mit den beſtehenden Ge⸗ 
ſetzen forlgeſeht im Widerſpruch befände, ſchreitet ſie dann zu dem von dem 
Berichterſtatter erwähnten äußerſten Mittel, eine Adreſſe an die Krone zu 
richten, fo wird die Staatsregierung in Ehrerbietigkeit den Ausgang dieſes 
Schrittes erwarten. — Zur Sache hat die Regierung eine ausreichende Er⸗ 
klärung in der Kommiſſton abgegeben, und ich habe dem im Kommiſſions⸗ 
Berichte Enthaltenen nicht Weſentliches hinzuzufügen. Der ſehr gelehrten 
und ſehr weitläuftig ausgeführten Erläuterung des Berichterſtatters habe ich 
nur eine einfache, aber — minder konkludente Schlußfolgerung entgegen 
zu ſetzen: Der Art. 12 der Verf. iſt ſofort aktuelles Recht geworden, weil es 
ein dispoſitiver Satz iſt; die Regierung konnte alſo nach Art. 106 der Ber: 
faſſung nicht anders annehmen, als daß die Beſtimmung des Artikels 12 
Geſetz wurde mit Emanation der Verfaſſung. Iſt dies richtig, ſo wird weiter 
aus Artikel 109 der Verfaſſung logiſch und richtig gefolgert, daß dieie⸗ 
nigen Beſtimmungen nicht mehr in Kraft ſind, welche mit der Ver: 
faſſung im Widerſpruch find; demzufolge find auch die §§ 2 und 3 des 
Juden⸗Geſetzes von 1847, welches die Juden von den obrigkeitlichen 
Aemtern ausſchließe, als mit der Verfaſſung in Widerſpruch ſtehend, auf: 
gehoben. Die Regierung hält ſich aljo nicht für berechtigt, nach dieſen SS 
den Juden den Zugang zu den öffentlichen Aemtern zu verſagen. Was die 
Ausübung kreisſtändiſcher Rechte angeht, jo trifft hier noch die beſondere 
Beſtimmung des Sechsparagraphengeſetzes von 1853 zu, welches die Kreis⸗ 
e wieder herſtellte, „in ſoweit ſie nicht mit der Verfaſſung in Wider⸗ 


pruch ſtehen.“ Dies iſt der Standpunkt der Regierung im Allgemeinen. 
enn es ſich nun darum handelt, zu welchen Aemtern die Juden zuzulaſſen 
ſeien und zu welchen nicht, ſo nimmt die Regierung nach Art. 14 der Verf. 
und nach dem Schlußſatz des Art. 12 an, daß keine Veranlaſſung vorliege, | 
den Juden die Berechtigung zum Schulzenamt und zu obrigfeitlihen Aem⸗ 
tern zu entziehen. Niemand im Staat hat aber auf ein beſtimmtes Amt 
ein beſtimmtes Recht; es liegt der Beurtheilung der Exekutivgewalt, ſpeziell 
des Reſſortminiſters ob, die Entſcheidung zu treffen. Die Regierung hält 
ſich nicht an abſtrakte Theorien, ſondern an konkrete Fälle und wird ſtets 
ihrer gewiſſenhaften Ueberzeugung folgen. — Das eingebrachte Amendement 
wünſcht die Regelung der Frage „im Wege der Geſetzgebung“; ich verkenne 
nicht die wohlwollende Abſicht des Antragſtellers, aber ich weiß in der That 
nicht, wie die Regierung die Initiative zu einer ſolchen legislativen Rege⸗ 
lung treffen ſollte. Sie iſt der Anſicht, daß das beſtehende Recht die Juden 
nicht von den Aemtern ausſchließt; Nie müßte alſo eine Aenderung der 
Verfaſſung beantragen. — Ich erlaube mir noch eine Bemerkung. Meine 
Deduktion iſt vom Staats⸗Miniſterium adoptirt worden; wäre das nicht der 
Fall, hätten wir Autoritäten gebraucht, ſo würden uns auch dieſe nicht ge⸗ 
fehlt haben. Als unter der vorigen Regierung im Jahre 1854 die Frage 
wegen Abänderung der Kreisverfaſſung berathen wurde, fungirten im Staats⸗ 
rathe, welcher dieſe Angelegenheit ebenfalls erörterte, zwei Mitglieder dieſes 
17 85 als Referenten. ferate liegen mir vor, ich muß mich aber 


Die Ref 
der Verleſung derſelben enthalten, da fie nur für Mitglieder des Staats- 


“|rath3 beſtimmt waren; das aber kann ich mittheilen, daß beide Referenten 


der Anſicht waren, nach Lage der Geſetzgebung ſeien jüdiſche Ritterguts⸗ 
befiger zur Kreisſtandſchaft berechtigt, ſo weit letztere ein ſtaatsbür⸗ 
erliches Recht ſei. Nun, iſt fie kein ſtaatsbürgerliches Recht, jo iſt ſie ein 
Standesvorrecht, dann aber ſind die ganzen Kreisſtände mit der Verf. in 
Widerſpruch. Ich ſchließe mit der wiederholten Verſicherung: Die Regierung 
würde glauben, ſich einer Pflichtvergeſſenheit ſchuldig zu machen, jo lange 
ſie durch allerhöchſtes Vertrauen in die Verwaltung berufen, einen andern 
Maßſtab als ihre Ueberzeugung an die Beurtheilung dieſer Frage anlegte. 
922 5 Ueberzeugung folgend wird ſie ihr geſetzliches Progamm erfüllen, wel⸗ 
es darin beſteht: Schutz des verfaſſungsmäßigen Rechts jedem preußiſchen 
Staatsbürger, er ſei Chrift oder Jude; Gleichheit vor dem Geſetz für jeden 
Preußen, er ſei Bürger oder Bauer. (Bravo) a ß 
Dr. v. Zander: Ihm ſcheine die Heger juridiſch zweifelhaft. Sie 
werde auch dadurch verwickelter, daß die Regierung im anderen Haufe, eine 
neue Kreisordnung eingebracht habe. Es handle ſich darum, durch ein Aus⸗ 
führungsgeſetz den betreffenden Artikel der Verfaſſung näher zu beſtimmen, 
um ſezuſeden, zu welchen Aemtern die Juden zugelaſſen ſeien. Das wolle 
en welches er (mit den Herren Gaper u. |. w., |. o.) einge: 
racht habe. . & ix 
Herr v. Kleiſt⸗Retzow: Noch ſei ihm kein Argument zu Geſicht gekom⸗ 
men, das feine früher ausgeſprochenen Anſichten wankend gemacht. Es ſei 
ihm lieb, daß das Ministerium die nackte Wahrheit ſpreche. Als es jein 
Amt angetreten, ſeien die Erwartungen groß geweſen, und man habe ihm 
viel Weihrauch werde i 
gieren, an der Verfaſſung feſthalten. Man habe ſich bitter getäuſcht. 


recht ſei, wolle man gar nicht vom Miniſterium wiſſen: darüber entſcheide 
das Obertribunal. Sie hätten nur die Verfaſſung zu interpretiren. Mit 
den vorjährigen Auslaſſungen des Juſtizminiſters ſei er vollſtändig einver⸗ 
ſtanden, er lege ſie als ſeine eigenen Anſichten vor (Redner verlieſt die be⸗ 
treffende Stelle). Heiße das, frühere Geſetze, die zu Recht beſtänden, richtig 
auslegen, wenn man ganz entgegengeſetzte Reſtripte erlaſſe? Auch die Mir 
niſter müßten zuweilen ihre ſubjektiven Anſichten der höheren Inſtanz, bier 
dem Ober⸗Tribunal, unterordnen. Es ſei ein Zwieſpalt im Minißerkum 
ſelbſt über dieſe Anſicht, den man verdecken wolle. Das aber werde 
man nicht können, und der Zwieſpalt würde in das Land dringen. 
— Man würde Juden Ei Lehrern an chriſtlichen Schulen, Cultus⸗ 
miniſtern, Remonte⸗Inſpektoren, Regierungs⸗Räthen u. |. 
Das jesiae. Miniſterium ſei tief unter das Niveau der Vorwürfe herab⸗ 
geſunken, die dem vorigen Miniſterium gemacht worden. Das vorige Mi⸗ 
niſterium habe ſich auf den Standpunkt der Verfaſſung und des Chriſten⸗ 
thums geſtellt. Das jetzige leſe aus der Verfaſſung nur heraus, was es 
wolle, ſicher aber den Grundſatz nicht in allen Reſſorts durch, weil der 
Juſtizminiſter vor einzelnen allzu grellen Widerſprüchen zurückſchrecke, und 
weil einzelne Mitglieder des Miniſteriums ihre Einwilligung nicht dazu 
geben, das einflußreiche Land aufzuwühlen. Glaubten die Miniſter, die bis 
jetzt noch in der Minorität des Miniſteriums wären, ſie würden lange auf 
dieſem Standpunkte bleiben konnen? Wenn der Art. 12 die Kraft habe, 
frühere Geſetze über den Haufen zu werfen, ſo würden die Miniſter auf die⸗ 
ſer ſchlüpferigen Bahn bald noch tiefer hinabgleiten. Die Schulzen, mehr 
noch die Landräthe hätten mit religibſen Angelegenheiten zu thun. Wie 
koͤnne die Schule für die Dauer die chriſtliche Lehre beibehalten, wenn ſich 
Juden in ihre Leitung miſchten? Bei dem Juſtizminiſter ließen ſich genau 
drei Fortſchrittsſtadien unterſcheiden; das erſte ſeien die Beſchlüſſe des frü⸗ 
579 Miniſteriums und die betreffenden Immediat⸗Berichte; das zweite die 
erhandlungen des 124 7 Jahres, in welchen die Miniſter den Juden noch 
kein Recht zu öffentlichen Aemtern zugeſtanden; das dritte endlich das jetzige, in 
welchem das Miniſterium auch dieſes Recht anerkennt, aber jedem einzelnen Mi⸗ 
niſter es überlaſſen will, dieſes Recht in dem ihm zuſtehenden Reſſort zur Geltung 
und Ausführung 8 bringen oder nicht. (be tauſendjährigen Güter wür⸗ 
den dadurch dem Volke entzogen, Güter, die ſchwerer wägen, als falſche 
Verfaſſungstreue! Es gebe keinen „Rechtsſtaat“, in welchem das Recht 
nicht aus der Quelle der Offenbarung Gottes hergeleitet werden müſſe. 
Unſer liberales und konſtitutionelles Miniſterium trage die Verantwortung, 
wenn wir auf den Weg der Herrſchaft des Egoismus geleitet würden. (Bravo!) 
Juſtizminiſter Simons: Als die Frage, ob die Juden zur Kreisſtand⸗ 
ſchaft berechtigt ſeien, unter dem vorigen Miniſterium zur Berathung kam, 
habe ich dieſelbe Anſicht vertheidigt, welche die gegenwärtige Stagtsregie⸗ 
rung adoptirt hat. Dieſe Frage iſt von der allgemeinen Frage zu ſondern; 
denn in Bezug auf ſie exiſtirt ein ſpezielles Geſetz. Das Geſetz v. 1. März 1850 ent⸗ 
hält die derogatoriſche 5 „Alle früheren Geſetze über Kreis⸗ und 
Provinzialordnungen ſind aufgehoben.“ Mein Votum im Jahre 1855 ging 
nun dahin, daß nach dieſem ſpeziellen legislativen Momente den Juden der 
Zutritt zu den Kreistagen rechtlich nicht verſagt werden könne, denn das 
Geſetz von 1853 ſtellte die alten Kreisordnungen nur her, inſofern ſie mit 
der Verfaſſung nicht im Widerſpruche ſtehn. Der Beweis, das die 88 2 und 
3 des Judengeſetzes von 1847 nicht aufgehoben ſeien, iſt nicht geführt und 
es iſt rechtlich unzweifelhaft, daß die jüdiſchen Rittergutsbeſitzer auf Grund 
Rechtens nicht aus den Kreistagen ausgewieſen werden können. Es iſt alſo 
nicht ſtichhaltig, was Herr p. Kleiſt über das „erſte Stadium“ meines „Forte 
ſchritts“ behauptete. Es iſt unter dem vorigen Miniſterium ein Verſuch ge⸗ 
macht worden, ob nicht die Frage auf geſetzlichem Wege zum Austrag ge⸗ 
bracht werden könne; es iſt aber beim Verſuch verblieben. Man hat auf 
den Beſchluß der Staatsregierung in der Judenfrage hingewieſen, nachdem 
dieſes Haus ſein Votum im vorigen Jahre in bear Weiſe abgegeben, 
und bat gefragt, warumsich nicht aus meiner Stellung ausgeſchieden wäre? 
Ich habe es nicht gethan, mich vielmehr dem Beſchluſſe der Majorität ger 
fügt. Ich könnte freilich ſagen, daß ich hierüber hier Niemanden Rechen⸗ 
ſchaft zu geben hätte, aber ich will ſie geben. 

„Ich habe geglaubt, dieſe Frage für mein Verbleiben im Amte nicht für 
eine entſcheidende halten zu müſſen, weil die fortgeſetzten Erörterungen mich 
überzeugten, wie zweifelhaft überhaupt dieſe Frage ſei. Beide Häuſer des 
Landtags ſtehen ſich in ihren bezüglichen Anſichten diametral gegenüber, 
und ſelbſt die Urtheile des Obertribunals, nicht blos die des Kriminal⸗ ſon⸗ 
dern auch des Civil⸗Senats, kanſtatiren in eminenter Weiſe die Zweifelhaf⸗ 
tigkeit (der Miniſter verlieſt einige Entſcheidungen des Obertribunals). Es 
iſt alſo ſehr Nau zu behaupten, wie die Kommiſſion es thut, daß die 
Regierung ſich auf ungeſetzlichem Boden bewege. Der Kommiſſionsantrag 
bezeichnet ſich mit einer gewiſſen Emphaſe als Verſtärkung des vorjährigen 
Beſchluſſes; wenn die Sache jo läge, wie der Berichterſtatter fie bezeichnete 
wenn ein jo klares, unbeſtreitbares Recht vorhanden wäre, dann wäre viel⸗ 
leicht das Konkluſum zu billigen; wie die Sache aber jetzt liegt, iſt es unbe⸗ 
gründet, da auch das Obertribunal in verſchiedenen Anläſſen und verſchie⸗ 
denen Senaten eben jo wenig einig im Rechtſprechen war. Meine perjön- 
liche Stellung halte ich alſo nicht durch den Beſchluß des Staatsminiſte⸗ 
riums für gefährdet und ich bin bei denjenigen Grundſätzen ſtehen geblie⸗ 
ben, welche ich früher bekannt habe. Ich bleibe bei dem Satze ſtehen, daß 
ein Jude einem chriſtlichen Unterthan des Königs keinen Eid abnehmen 
konne, und weil der Richter allen richterlichen Befugniſſen genügen muß, 
und man doch nicht den Juden blos die angenehmen Stellen geben kann 
und den Chriften die beſchwerlichen (in Bagatell⸗Prozeſſen ıc.), darum 
zen ich dabei beharren, daß Juden kein Richteramt in Preußen bekleis 
den können. 3 
Miniſter der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten Graf Pückler bleibt 
faſt gänzlich unve tändlich. Die Tendenz der Rede ſcheint dahin zu gehen 
daß er kein Bedenken tragen werde, Juden in ſeinem Reſſort anzu ellen / 
wenn er die Ueberzeugung hätte, daß ihre Religion ſie nicht hindere, den 
Dienſtverpflichtungen nachzukommen. Kein Geſetz verhindere die Juden, in 
der Armee zu Offizieren zu avanciren, wie es ja in der preußiſchen Armee 
ſchon Stabsoffiziere jüdiſcher Confeſſion gegeben habe. { 

Fürſt Hohenzollern und Miniſter v. Auerswald find inzwiſchen eine 
getreten. Erſterer bleibt nur wenige Augenblicke im Saale. 

„Referent v. Daniels (zur thatſächlichen Berichtigung): Er habe ſich noch 
nicht über den zweiten Punkt ausſprechen können, und wolle für's Erſte nur 
den Vorwurf der „Emphaſe“ zurückweiſen. 

Dr. Götze: Die Jurisprudenz ſei durch die Verwirrungen der Jahre 
1848 und 49 in Verlegenheit gerathen und habe einige Zeit gebraucht, um 
ſich zu orientiren. Er könne behaupten, daß die Mehrheit der höhern juri⸗ 
ſtiſchen Kreiſe eine Anſicht in dieſer Frage hege, die derjenigen des Mini⸗ 
ſteriums entgegengeſetzt ſei. 7 2 

Herr ÜUhden erwidert einiges Thatſächliche gegen die Ausführung des 
Nahe 3 in Zeug auf die von einander abweichenden Entſcheidungen 

es Ober⸗Tribunals. 5 der 

Juſtizminiſter Simons: Er habe jene Entſcheidung des Civil⸗Senats 
nur allegirt, um daran die Folgerung zu Inüpfen, daß auch bei dem ober⸗ 
ſten Gerichtshofe keine übereinſtimmenden Anſichten über dieſen Gegenſtand 
exiſtirt hätten. en V 

Präſident Prinz Hohenlohe übernimmt den Vorſitz. 

Graf Rittberg: Es gebe Verfaſſungs⸗ Paragraphen, die an und für ſich 
klar und maßgebend feien, andere, die erit durch Ausführungs⸗Geſetze ſpezia⸗ 
liſirt werden müßten. Zu dieſen gehöre Art. 12: derſelbe enthalte nur ein 


: be erwartet, es werde o inte re: allgemeines Prinzip, das noch näherer legislatoriſcher Beſtimmungen bedürfe. 
er e ee Das Der $ 2 des Edits, das die Nichtzuläſſigkeit der Juden zu dende Aem⸗ 


| Ei auf obrigteitliche Rechte. Auch der Großtürke vertheidige jeine Inſti⸗ Miniſterium habe ſeine eigenen Anſichten darüber, was recht lei, Aber was tern ausſpreche, ſei noch heute in voller Giltigkeit, gelte aber nicht für die 


w. haben. 


| 
| 
| 
j 
| 


TEN. 


— 


Kreisſtände. In dieſer Hinſicht fei die Commiſſion inkonſequent geweſen. 
Eine ech Regelung der Angelegenheit ſei bei den herrſchenden Mei⸗ 
nungs⸗Verſchiedenheiten ſelbſt in der juriſtiſchen Welt durchaus 1 e 
auch für das Miniſterium, dem die jetzige Auslegung des Artikel 12 viele 
Schwierigkeiten bereiten werde. Auch dieſe, freilich ſchwere, Aufgabe müſſe 
gelöſt werden, wenn auch nur allmälig. Jeder Artikel der Verfaſſung ſei 
ausführbar. Finde man, daß einer, z. B. Art. 12, nicht ausführbar ſei, ſo 
möge man ſich nicht ſcheuen, ihn abzuſchaffen. (Bravo!) 0 7 
Graf Arnim⸗ Boitzenburg. Es handle ſich darum, wie weit ein Alt 
der Administration gerechtfertigt ſei oder nicht. Die Rechtsfrage ſei in der 
kurzbemeſſenen Zeit in dieſem Haufe nicht zu entſcheiden. Für ihn ſei es 
ſtets maßgebend geweſen, daß Miniſterial⸗Reſcripte nicht 
— Einer der Referenten im Staatsrathe, von denen der Mi iſter des In⸗ 
nern geſprochen, ſei er geweſen; es habe ſich damals um eine Novelle zur 
Kreisordnung gehandelt. Dahei ſei von der Frage der Zulaſſung der Juden 
ar nicht die Rede geweſen, dieſe habe die Regierung durch ein anderes be⸗ 
onderes Geſetz regeln wollen. Er ſeinerſeits habe nun dieſes Uebergehen 
der betreffenden Frage mit Stillſchweigen nicht für gerechtfertigt und zweck⸗ 
mäßig gehalten (wie Redner durch ausführliche . aus ſeinem Refe⸗ 
rate beweiſt), gerade auf ein geſetzliches Austragen der Sache ſei ſein Rath 
gegangen. Was ſolches Austragen angehe, ſo verweiſe er auf England; 


da übereile man ſich nicht, da werde das Recht jedes Factors der Geſetzge⸗ 


bung gewahrt. — Das vorige Miniſterium habe den Status quo für ſich 

ehabt; dieſen status habe der Miniſter Flottwell umgeworfen, die ſtreitige 

echtsfrage ſei aus dem Büreau heraus entſchieden. Was das für Recht 
gebe? Wenn nun ein neuer Miniſter des Innern durch ein neues Reſcript 
das andere beſeitige? Das neue gelte dann ebenſo viel wie das alte. Zu 
ſolchem Rechtszuſtande wolle er nicht beitragen. Man werde im Lande gar 
nicht wiſſen, wie es mit dem Rechte der Juden zu Staatsämtern ſtehe; das 


hänge ja von den Reſſorts ab, oder von den wechſelnden Miniſtern, müſſe 


man ſagen. — Für die Standſchaft ſeien beſtimmte Vorbedingungen noth⸗ 


wendig, wie für jedes andere Amt; aber ſie ſei nicht das Vorrecht einer be⸗ 


timmten Klaſſe. Daß es ein allgemeines Recht ſei, ein Recht etwa jedes 


Urwählers, werde ſich ſchwer beweiſen laſſen. Wenn die neue Kreisord⸗ 


klange ſtehe mit dem Satze, mit we 
ſen habe. 


a 


ie 
ſich 


nungsvorlage das „Privilegium“ von Rittergutsbeſitzern aufheben wolle, jo 


ſei dies eben kein Privilegium, ſondern ein Recht, das in den Verhältniſſen 


der Grundbeſitzer begründet ſei — für ihn ein „unſchätzbares“ Recht, und 
er werde das Miniſterium fragen müſſen, mit welchem Rechte man ihm die⸗ 
ſes Recht nehmen wolle. (Bravo!) — l 
Miniſter des Innern: Ich kann dem Vorredner verſichern, daß Nie⸗ 
mand lebhafter als ich den Augenblick herbeiſehnt, wo ich ihm für meinen 
Theil den Beweis liefern kann, ar die eingebrachte Kreisordnung im Ein: 
1 : chem ich vorhin meinen Vortrag geſchloſ⸗ 

„ Graf Arnim trägt wegen dieſes Geſetzes Sorge für die Regie: 
rung; die letztere iſt ihm dafür ſehr dankbar, aber die Sorge iſt unndthig 
Die Regierung wird bei ihren Handlungen aus ſich heraus auf dem Wege 
fortſchreiten, den ſie für den richtigen hält, und den ſie ſich in keiner Weise 


beſchränken laſſen wird. Zur Sache ſelbſt wird es mir ſchwer, dem Vorred⸗ 


ner entgegen zu treten, ohne mich zu wiederholen. Wenn er auf das große 
Unheil hinweiſt, welches aus den Miniſterialreſeripten dem Vaterlande er: 
wachſen muß, ſo wird er es mir zu Gute halten, wenn ich ihm erwidere, 
daß er die Antwort auf die Frage ſchuldig geblieben iſt, was denn die Re⸗ 
rung thun ſolle? Es iſt keine Frage der Legislation mehr, es handelt 
nur um eine Handhabung der beſtehenden Geſetze. Wie ſoll 
denn die Regierung die Geſetze anders, als nach gewiſſenhafter Ueberzeugung 
anwenden. Wenn ein Factor der Geſetzgebung nur ſagt, daß die Regie⸗ 


rung die Geſetze gebrochen habe, fo iſt, wie ſchon geſagt, kein Gerichtshof 


vorhanden, der darüber entſcheiden könnte. Die Regierung wäre bereit zu⸗ 


Kreisverfaſſung hätten es bedauert, daß 
zugelaſſen werde, wenn er nicht Grundbeſitzer ſei. 
ile es für einen Rechtsbruch, an den Virilſtimmen überhaupt irgend etwas 


ruückzutreten und andern Händen das Ruder zu überlaſſen, wenn die Kam: 
mern übereinſtimmten, und die Krone dies forderte. (Mit erhobener Stimme): 
Die Sache, um die es ſich hier handelt, liegt innerhalb der Befugniſſe der 


Regierung, und ſie wird ſich darin nicht irre machen laſſen. Sie würde viel⸗ 
er glauben, eine Pflicht zu verlegen, wenn fie einen andern Weg ein: 


ſchlüge. (Bravo!) 


Herr v. Daniels will dem Miniſter antworten, wenn die Angelegenheit 


der Kreistage zur Diskuffion 77 würde. 


Oberbürgermeiſter Haſſelbach: 5 ee . 
i agiſtrat auf dem Kreistage 


raf Arnim dagegen er⸗ 


zu ändern. 
Graf Arnim⸗Boytzenburg: Er halte nur das Recht für unantaſtbar, 


das die Grundbeſitzer jezt haben. Eine Erweiterung der ſtändiſchen Kreis⸗ 


verfaſſung wünſche auch er. Man müſſe die Rechte derer erweitern, die noch 


keine hätten, aber nicht die Handle l. Rechte nehmen. 


das, wenn er dazu qualifizirt erſcheine. Das ſei richtig, aber nicht 


er ſich anders. 


aber 


wie die Unterſch . t 
Bauern ſeien die Petitionen ausgegangen. Dieje 


Hauſes. Die Petitionen weiſen darauf hin, 
dentliche Begünſti 
bele. 


wegs der Anſicht geweſen ſei, 


den 3 
die Perſon des Staatsoberhauptes in die Debatte zu ziehen.) 


Dr, Brüggemann: Es handle ſich nur um die Frage, ob das Miniſte⸗ 
rium ſich in dieſer Angelegenheit auf geſetzlichem Boden befinde. Zu dem 
erſten und zweiten Punkte befinde er ſich in verſchiedener Stellung. Was 
Punkt A. anbetreffe, ſo ſei es die Frage, ob das chriſtliche Bekenntniß eine 
nothwendige e für das Recht der Standſchaft ſei. Er müſſe ſie 
nach Allem, was darüber bis jetzt geſetzlich beſtimmt ſei, verneinen, und ſich 
gegen die fü une der Commiſſion erklären. Zu Punkt B. verhalte 
Der letzte Satz des Art. 12 geſtatte nur eine bedingungs⸗ 
u helk der Juden zu den öffentlichen Aemtern. Das Land müſſe 
ewißheit haben, ob leren oder auch Nicht⸗Chriſten ſolche Aem⸗ 
ter bekleiden dürften. Das Ministerium ſage, ja, der einzelne Jude könne 
enau. 
Deshalb wünſche er geſetzliche Feſtſtellung. In einzelnen Fällen, z. B. bei 
der Beſetzung von Lehrerſtellen an chriſtlichen Schulen, bei der Abnahme von 
Eiden ſei eine Zulaſſung der Juden unmöglich. 
Hr. v. Senfft⸗Pilſach: Es ſeien ſo viele Anſichten über die vorlie⸗ 
gende Frage ausgeſprochen, daß man das Gebiet eigentlich für erſchöpft hal⸗ 
ten könnte. Er müſſe 16 indeſſen noch einige Bemerkungen über den prak⸗ 


weiſe 


tiſchen Erfolg der miniſteriellen Maßregeln erlauben und das Haus deshalb 


näher mit dem, Inhalte der Petitionen bekannt machen, deren noch ſehr viele 
eingegangen ſeien. Nicht von Gutsbeſitzern, ſondern von Handwerkern — 
nterſchriften ſchon bewieſen — Eden Je und namentlich von 
en. D etitionen hätten für ſich 

die intereſſante Erklarung des Juſtiz⸗ 
ſeit Jahren geäußerte Meinung des 
daß es ſich um eine außeror⸗ 
ung der Juden und eine Zurückſetzung der Chriſten han⸗ 
Matte des Kapitals ſei auf Seite der Juden. In Berlin 
i Wechſelgeſchäfte, 51 befänden ſich davon in den 
Das Kapital ſei eine große 


die Rechtsſprüche des Obertribunals, 
miniſters vom vorigen Jahre und die 


Die große ) 
exiſtirten 157 Banquier⸗ und We 0 
Händen der Chriſten, 106 in jüdiſchen Händen. 


Macht. — Der Redner entwickelt feine Anſicht über die Zunahme der Macht 
der Juden, 


wird indeſſen vom Präſidenten mit der Bemerkung unterbrochen, 
bei der Sache zu bleiben. — Der Redner fährt fort: Die Petitionen weiſen 


nach, welche Scheidung amilhen dem Chriſtenthum und Judenthum noch heut 


eriſtire; die Juden behandelten noch heute das neue Teſtament mit Verach⸗ 
tung; ſie ſprächen mit Verachtung von dem Heilande der Welt. Das Vater⸗ 
land der Juden fei nicht Preußen, ſondern Paläſtina; was die Abſtammung 


der Juden betreffe, jo 1 ſie noch heute völlig von jedem anderen Volke 
geſchieden, mit keinem S 


tamme verwandt; ihre Sitten und Anſichten ſeien 
anders wie bei uns. Die Gleichſtellung, die von der Gegenpartei vertheidigt 
werde, wolle kein einziger rechtſchaffener Jude, ebenſo auch kein Chriſt. So 
lange das Chriſtenthum exiſtire, ſeien die Juden als Feinde deſſelben betrach⸗ 


tet worden. Die Feindſchaft habe vor 1800 Jahren begonnen und beſtehe, 


wie die Bauern und ihre Petitionen mit Recht behaupten, noch heute. Die 


Stellung eines Chriſten unter jüdiſche Obrigkeit ſei einem Angriff auf das 


Chriſtenthum gleich und zeuge von einer Geringſchätzung deſſelben. Ueberall 


habe ſich die Bereitwilligkeit und Treue des Volkes bewährt, und frage man, 


worauf dieſe Treue ſich gründe, ſo antworte er: auf das Bewußtſein chriſt⸗ 
licher Gemeinſchaft 5 Herrſcher und Volk, und er würde es ſehr be⸗ 
dauern, wenn man dieſe werthvolle Gemeinſchaft opfern würde. 

Ein Antrag auf Schluß der Diskuſſion wird abgelehnt. 

v. Meding: Er ſei auch einer der beiden vom Miniſter des Innern 
erwähnten Referenten des Staatsraths; er bemerke, daß er damals keines⸗ 
die Regierung konne die Angelegenheit im ad⸗ 
miniftrativen Wege regeln. Er glaube nicht ſchlecht unterrichtet zu fein, 
wenn er behaupte, daß noch in neueſter Zeit ein Erlaß des Prinz⸗Regenten 
ergangen ſei, der das Gegentheil beitimme. (Der Praſident unterbricht 
edner mit den Worten, daß es im Herrenhauſe nicht Sitte ſei, die 


5 Ar Diskuſſion iſt nunmehr geſchloſſen, da kein Redner mehr eingefchrie- 
en iſt. 5 
Berichterſtatter Dr. v. Daniels erhält das Wort und ſpricht unter all⸗ 
emeiner Unaufmerkſamkeit und ſteigender Unruhe des ſich in einzelne Grup⸗ 
pen auflöjenden Hauſes. Er wird zu wiederholtenmalen, ur faſt anhal⸗ 
tend durch den lauten Ruf: Schluß! Schluß! unterbrochen. Als der Redner 
die Tribüne verlaßt, folgt ihm ein ironiſches Bravo. ö 


Verantwortlicher Redakteur: R. Bürkner in Breslau. 
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Ein Antrag auf Vertagung vor der Abſtimmung wird nicht unterſtützt. 

Zur Abstimmung ſteht zunächſt der erſte Antrag der Commiſſion: 

„Das Herrenhaus wolle beſchließen, die Petition, ſoweit ſie die Zulaſ⸗ 

ſung der Juden zu den Kreistagen betrifft, der königlichen Staatsregie⸗ 

rung zur Abhilfe zu überweiſen, weil ſie ſich in dieſer An elegenheit 
mit den beſtehenden Geſetzen fortgeſetzt in Widerſpruch befindet.“ 

Auf den Antrag des Grafen Rittberg wird der Satz getheilt und die 
erſte Hälfte mit großer Mehrheit angenommen. 

Ueber den zweiten Theil („weil ſie ſich — befindet“) wird nach dem An⸗ 
trag von Tellkampf durch Namensaufruf abgeſtimmt. 

Das Reſultat iſt die Annahme des Satzes mit 55 gegen 48 Stimmen. 
Gegen den Antrag 1 außer ſämmtlichen Vertretern der Städte Prinz 
Hohenlohe, Tellkampf, Homeyer, beide Radziwills, Graf Brünneck, Graf Rei⸗ 
enbach, Graf Neſſelrode, Freiherr v. Rothkirch⸗Trach, Graf Schwerin, Graf 
Krockow, Vogt, v. Zander, Brüggemann, Graf Dohna⸗Friedrichſtedt, Graf 
Dohna⸗Schlodien, v. Duesberg, Graf Rittberg, v. Frankenberg⸗Ludwigsdorff.) 

Das Amendement Beyer wird abgelehnt und der zweite Ankrag der 
Commiſſion, die Petition hinſichtlich der ug uns der Juden zu obrigkeit⸗ 
lichen Aemtern der Staatsregierung zur Abhilfe zu überweiſen, weil dieſelbe 
ſich in dieſer Angelegenheit mit den beſtehenden Geſetzen im Widerſpruch 
befindet, angenommen. 

Schluß der Sitzung gegen 4% Uhr. Nächſte Sitzung unbeſtimmt. 


Defterreic. 

Wien, 24. März. [Das neue Lotterieanlehen.] Mit kai: 
ſerlicher Verordnung vom 29. April 1859 wurde zur Deckung des 
außerordentlichen Kriegsaufwandes ein Anlehen von 200 Millionen 
Gulden angeordnet, die Begebung deſſelben jedoch „einer ſpäteren Zeit“ 
vorbehalten. Dieſe wird nunmehr vorgenommen, und zwar werden 
Schuldverſchreibungen zu 5 pCt. ausgegeben, die „mit Gewinnen durch 
Verloſung“ rückzahlbar ſind. 

Der Erlös ſoll verwendet werden: 1) Zur Rückzahlung der von 
der Bank zum Kriege geleiſteten Vorſchüſſe; 2) zur Bedeckung der durch 
den Krieg verurſachten außerordentlichen Staatsausgaben. 

Das Anlehen von 200 Millionen ſoll durch freiwillige Sub— 
ſtription aufgebracht werden. Dieſelbe wird bei der Central-Staats⸗ 
ſchuldenkaſſe in Wien, bei der Kaſſe des wiener Magiſtrats, bei der 
Centralkaſſe der Bank in Wien und ihren Filialkaſſen in den 
Landes⸗Hauptſtädten, bei den Filialkaſſen der Kreditanſtalt, bei 
den k. k. Landes⸗Haupt⸗ und Landes Filialkaſſen, bei den k. k. 


Sammlungskaſſen, dann in Oberöſterreich bei den Steuerämtern Wels, 


Ried und Steyer am 27. März eröffnet und am 7. April geſchloſſen. 
Das Anlehen wird zum Preiſe von 100 Gulden für je hundert Gul⸗ 
den in Schuldverſchreibungen ausgegeben. Die 5 pCt. Schuldverſchrei⸗ 
bungen lauten auf 500 und 100 Fl. 

Wer auf das Anlehen ſubſtribirt, hat 10 pCt. des ſubſkribirten 
Betrages als Kaution zu erlegen. Hierzu jtönnen Baargeld, Hypothe⸗ 
karanweiſungen zum Nennwerthe, Coupons von Staatsobligationen, 
die binnen 10 Tagen verfallen, oder nicht länger als ein Jahr fällig 
ſind, zum Auszahlungswerthe, oder auf Ueberbringer lautende Staats⸗ 
obligationen zum Courſe vom 24. März 1860 (Courszettel: „Waare“, 
jedoch ohne Bruchtheil) verwendet werden. 

Wer Werthpapiere als Kantion erlegt, hat dieſe bis längſtens 15. 
Juli d. J. in Baargeld umzuwandeln, oder ſie werden auf ſeine Koſten 
veräußert. Die baar erlegte Kaution wird ſofort, die in Werthpapie⸗ 
ren erlegte nach Umwandlung, mit 5 PCt. verzinſt. 

Die Einzahlungen auf den fubferibirten Betrag geſchehen in 
10 Raten, wovon die erſte die Caution bildet. 
lungstermine ſind: 15. Mai, 30. Juni, 15. Auguſt, 30. September, 
15. November 1860; 15. Januar, 15. März, 15. Juni, 15. Okto⸗ 
ber 1861. Zu den Einzahlungen können außer Banknoten auch Cou⸗ 
pons von Staatsobligationen, die binnen 10 Tagen fällig werden oder 
nicht länger als ein Jahr fällig ſind, zum Auszahlungswerthe, oder 
Hypothekaranweiſungen zum Nennwerthe verwendet werden; bei zwei 
Zahlungsterminen (am 30. September d. J. und 15. Januar 1861) 
werden Nationalanlehens- Obligationen“ und zwar 100 Fl. 
C.⸗M. für 100 Fl. öſt. W. angenommen. Die Einzahlungen werden 
vom Erlagstage an bis 1. Mai 1860, von welchem Tage an die 
Intereſſen von den Schuldverſchreibungen beginnen, mit 5 Prozent ver⸗ 
zinſt. — Die 5 pCt. Intereſſen von den Schuldverſchreibungen ſelbſt 
kommen halbjährig, d. i. im Mai und November, zur Auszahlung. 

Die Rückzahlung des Anlehens ſoll durch Verlooſung innerhalb 
57 Jahren, d. iſt von 1861 bis 1917 erfolgen, und zwar zweimal 
im Jahre: am 1. Februar und 1. Auguſt. Sämmtliche Schuldver⸗ 
ſchreibungen find in 20,000 Serien à 10,000 Fl. mit 20 fortlaufen⸗ 
den Nummern eingetheilt. Von den Schuldverſchreibungen zu 100 Fl. 
(wovon nicht mehr als 500,000 Stück ausgegeben werden ſollen) er⸗ 
halten je 5 Stück zuſammen die gleiche Gewinnſtnummer. Die aus⸗ 
geloſten Schuldverſchreibungen à 500 Fl. werden ſtets mit den plan⸗ 
mäßig feſtgeſtellten vollen Gewinnſtbeträgen, jene zu 100 Fl. ſtets mit 
dem fünften Theile der auf die gezogene Nummer entfallenden Gewinne 
ausgezahlt. Wer 5000 Fl. oder mehr ſubſeribirt, kann den zehnten 
Theil der Schuldverſchreibungen zu 100 Fl. verlangen. 5 

Bei jeder Ziehung werden je ein Treffer zu 300,000, 50,000 
und 25,000 Fl., zwei Treffer zu je 10,000 Fl., 15 Treffer zu je 


5000 Fl. und 30 Treffer zu je 1000 Fl. gezogen; alle übrigen ag 


Staatsſchuldverſchreibungen werden mit 600 Fl. 3 Monate nach der 
Ziehung eingelöft. 


Breslau, 25. März. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: Schmiede: 
brücke Nr. 42 1 8 e e ne Drücker; Schuhbrücke Nr. 
72 1 ſchwarzer Düfjelüber ieher mit ſchwarzem Sammtkragen und 1 grüner 
Flauſchrock; Nr. 20 am Ratbhauſe aus unverſchloſſener Küche ! ſilberner 
Kaffeelöffel, gez. R. H., 1 ſilberner Markslöffel mit langem Stiel, 1 Tiſch⸗ 
meſſer mit ſilbernem Heft und 1 Aae Portemonnaie mit Stahl⸗ 
bügel, einiges Silbergeld und 1 Marke enthaltend, letztere mit der Nr. 38 
verſehen. a 8 1 : 
In der verfloſſenen Woche find excl. 2 todigeborner Kinder 42 männliche 
und 47 weibliche, zuſammen 89 Perſonen als geſtorben polizeilich gemeldet 
worden. Hiervon ſtarben: im allgemeinen Krankenhoſpital 14, im Hoſpital 
der e —, im Hoſpital der barmherzigen Brüder 2, und in 
der Gefangenen⸗Kranken⸗Anſtalt — Perſonen. } r 
Feilhaltung von Butter mit nicht vorſchriftsmäßigem Ge: 
wicht.] Bei der am 24. d. M. vorgenommenen polizeilichen Prüfung der 
Richtigkeit des Gewichts der auf dem Neumarkte zum Verkaufe 5 


Butter, wurden 6 Pfund Butter, a Pfund 4 Stück, welche eine Dienſtmagd 
aus Langewieſe feil hielt, von nicht vorſchriftsmäßigem Gewicht befunden 
und deshalb mit Beſchlag belegt. Es fehlte durchſchniktlich an jedem Pfunde 
circa 1 Loth. (el. Bl.) 


* [Breslau:Schweidnit: Freiburger Eiſenbahn.!] 
In der am Sonnabend abgehaltenen Sitzung des Verwaltungs⸗Raths 
wurde die Dividende pro 1859, vorbehaltlich der Genehmigung 
des Herrn Miniſters, auf 4 pCt. feſtgeſtellt. Die Geſammt⸗Ein⸗ 
nahme betrug 865,457 Thlr. 7 Sgr. 4 Pf., die Geſammt⸗Aus⸗ 
gabe 656,368 Thlr. 12 Sgr. Am Schluſſe des Jahres 1859 be⸗ 
trug der Reſervefonds 28,000 Thlr., der Erneuerungsfonds 
210,586 Thlr. und der Beamten-Penſions⸗Fonds 38,000 Thlr. 
Anm. d. Red. Die krauſe Meldung eines hieſigen Blattes über 7 5 


Paſſus beruhte auf einem Mißverſtändniß der Depeſche. Eben ſo falſch 
iſt die Behauptung deſſelben Blattes lin de Börſen⸗Wochenbericht), 


daß die Gewinne in Metalliques ausgezahlt werden. 


Die andern 9 Zah-... 


Druck von Graß, Barth u. 


e Breslau, 26. Mürz. [Eiſenbahn-Verſpätung] DE 
heutige Schnellzug aus Berlin traf erſt nach 7 Uhr bier ein und ver 


ſpätete ſich alſo um faſt eine halbe Stunde. 5 

Amtliche Waſſer⸗Rapporte. 

u Oppeln ſtand das Waſſer der Oder den 25. März, 
am Oberpegel 13 Fuß 8 Zoll, am Unter egel 13 Fuß 2 Zoll, den 25. M 

Nachm 3 Uhr, am Oberpegel 13 Fuß 7 Zoll, am Unterpegel 13 Fuß 1 

au Brieg ſtand das Waſſer der Oder den 25. März, Morgens 6 br, 

am Oberpegel 18 Fuß 11 Zoll, am Unterpegel 13 Fuß 7 Jol. Freier Strom 


Telegraphiſche Courſe und een 
Paris, 24. März, Nachmittags 3 Uhr. Die Zproz. eröffnete zu 68, © 
fiel auf 68, 25, bob ſich auf 68, 30, wich auf 68, 10 und ſchloß eic 

träge zur Notiz. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 94% eingetroffen. 
luß⸗Courſe: zproz. Rente 68, 20. 4 proz. Rente 96, 15. Zproz. 
Spanier 43%. proz. Spanier 34. Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. Staats, 
Eiſenbahn⸗Attien 506. Eredit⸗mobilier⸗Aktien 747. Lombard. Eiſenbabn⸗ 
Aktien —. Oeſterr. Credit⸗Aktien 362. 7 
London, 24. März, Nachmittags 3 Uhr. Der geſtrige Wechſeleours auf 
Wien war 13 Fl. 60 Kr., auf Hamburg 13 Mk. 5 Sch. Silber 62%. 
Conſols 94%. Iproz. Spanier 34%. Mexikaner 21%. Sardinier 84. 
proz. Ruſſen 108. 4½ proz. Ruſſen 98%. 730 
Der erſchienene Bankausweis ergiebt einen Noten⸗Umlauf von 20,342, 
Pfd. und einen Metallvorrath von 15,376,374 Pfd. 
9 1 192 März, Mittags 12 Uhr 45 Minuten. Börſe lebhaft. 
eue Looſe 102, —. ; 
5proz. Metalliques 70, —. 4Yproz. Metalliques 61, — Bank⸗Aktien | 
870. Nordbahn 195, 70. 1854er Looſe 102, —, National⸗Anlehen 80, 80 
Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Certifikate 265, —. Kredit⸗Aktien 193, 30. London 
131, 25. Hamburg 100, —. Paris 52, 30. Gold 131, —. Silber — — 
Eſendabn 172, —. Lombardiſche Eiſenbahn 154, — Neue Lomb 
iſenbahn —. 


Frankfurt a. M., 24. März, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 95 
Sr 992. 5 des bſterreſchiſchen Lotterie Anlehens Fonds und an 
merklich höher. 


Schluß ⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Berbach 127. Wiener Wechſel 87% 
Darmſtädter Bank⸗Aktien 156. Darmſtädter Zettelbank 27870 6 . 
Metalliques 501%. 4 proz. Metalliques 45%. 1854er Looſe 73%. Deiterk- 
National⸗Anleihe 58%. Oeſterreich.⸗Franzöſ. Staats⸗Eiſenbahn⸗Attien 2. 
Defterr. Bank⸗Antheile 761, ODeſterr. Kredit⸗Aktien 1697. Oeſterr. Eliſabe!“ 
Bahn 125. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 41%. Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 96. 
Mainz⸗Ludwigshafen Litt. C. —. g 5 

e „24. März, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. Oeſterreichiſche 
Effekten anſehnlich höher und feſt ſchließend. : 

Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 60. Oeſterr. Kreditaktien 72%: 
Vereinsbank 98%. Norddeutſche Bank 83%. Wien —, —. 

Hamburg, 34, März. [Getreidemarkt.] Weizen loco Art gebe. 
ten, nur ſehr wenig umgeſetzt; ab Fehmarn 1113255. pr. April 116, 
Mai 1174, bezahlt, 133pfd. à 117 zu kaufen. Roggen loco 5 — ab | 
nigsberg &3pfo. zu 76 Bu, Del pr. Mai 24%, pr. Oktober 25% 
Kaffee ſehr feſt, Umſatz ſehr klein. 

Liverpool, 24. März. [Baumwolle.] 7000 Ballen Umſaß.— 
Preiſe gegen geſtern unverändert. 


Berlin, 24. März. Die Börfe war heut belebt für bſterreichiſche EI 
fekten, welche auch ziemlich beträchtlich im Preiſe ſtiegen, die anderen 5 
ten blieben im Barum noch geſchäftslos, erfuhren aber auch u: 5 
Beſſerungen. Eiſenbahnen waren feſt, aher wenig bewegt; preußi % KR 
waren angenehm und in ziemlich gutem Verkehr, echſel wurden heut vi 
ſtärker gehandelt als in der letzten Zeit, und beſſerten ſich auch zum gr 


ten Theil. 
e ſtill, matt auf Schlußrente. — 


8 


Wien, 24. März. Abendbörſe: 


tional⸗Anleihe 80, 30. Credit⸗Aktien 193, 30. Nordbahn —, — a 
Oeſterreich. Staatsbahn —. (Bresl. Mont.⸗Z.) 
Berliner Börse vom 24. März 1860. 
—  — — 
vu L. 
Fonds- und Geld-Oourse, DZ ( 
Freiw. Staats-Anleihe]4141994, G. Obersehles. B. 27 —.— — 
Staats- Aul. von I ßer dito C. b 111% 0 
52, 64, 56, 66, 6714441004, bz dito Prior. A. — 1% B. f 
dito 18530 4/03 % 6. dito Prior. B.“ — 7 49 6. Lit. 0.844 
dito 1859| 5-|104%, bz. dito Prior. D. — 84% 8. a 
Stasts-Schuld-Sch. . [3 113 ha. dito Prior. E. J — 3 23 ba. 
Präm.-Anl. von 1855 |34, 112 1% bz. dito Prior. F 44,89%, bz. 
Berliner Stadt-Obl. . 4% ½ G. Oppeln-Tarnow.| 4 2 
Kar- u. Neumärk. 3/7 tz Prinz-W.(St.-V.)] 247% B. 
dito dito Rheinische. .| 5 478% ba. 
Pommersche . 3½ 99 bz dito (St.) Pr., ao 
3 dito neue . 495 ½ bz 5 1 2 4— — 85 B. 
Posenschle . | 4 100 ito v. St. gar.] — er ee 
ä Ae 90 Hi Rhein-Nahe-B. I = 4 42½ B. 
dito neue... 88 bz Ruhrort-Crefeld. 37 3 3 
Schlesische Bl — — Starg.-Posener .| 373 227 9. 
= G Thüringer. 80 97% B. 
[Kur- u. Neumärk.| 4 93% „ring — 
3 Pommersche 4 |93%, ba. Withelms-Bahn.| 0 - en * 
2 |Posensche „...| 4 [91 bz dito Prior. — er f 
3 Preussisebhe . | 4 192 @. dito III BR u 
2 | Westf. u. Rhein. | 4 93%, ba. dito Prior. St. | — 
3 [Sächsische ... | 4 a4 ». . — 
ee * Be 2 — he Preuss. und ausl. Bank-Aotien: 
@oldkronen.... . . 2½ 8. Dix. Z. 
18580 F. 5 
Ausländisohe Fonds. Berl. K.-Verein! 6%) 4 |116% 0. 
Oesterr, Metall. . . 6 |53_G. Berl. IIand.-Ges. 58 471 etw. ba. u. G. 
dito 54er Pr.-Aul. | 4 76 B Berl. W.-Cred G.] 5 | 5 !90% ba. 
dito neue 100 fl.. — 51 ½ bz. Braunschw. Bnk.| 6½ 471% 8. N 
dito Nat.-Anleihe | 5 6040 ½, Fnd. 61 be. Bremer , ru 41961, 6. 
Ross.-engl. Anleihe. 5 [107 etw. ba. u. B. Coburg. Ordit. A. 481 B. 
dito 5. Auleile . | 5 94 ½ G. Darınst.Zettel-B | 5 | 4 |8U4, 8. 
Jo. polu. Seh-Obl. | 4 324 0 Darmst (abgest.)| 5½ 42 1 81 ½ bz 
poln. Plandbrieſe. 4 Doss.Qraditb.A 88419 4 184 bu 
dito III. Em. . 486 0. Dise,-Cm.-Anth| 64 8. 
Polo. Obl. à 500 Fi. | 48 ¼ @ Genf.Creditb.-A| — | 4 125 l. Pst. ba. 
dito 43°0 Fl. 6 92 Geraer Bank. 5 ½ 4 70% etw. bz. 
dito z 200 Fl. — | 6 Hamb.Nrd.Bauk| 6 | 4 (4% B, 19 
Kurhess. 40 Thlr.. . — 42 B. » Ver. 61 4 b2. 
aden 35 FI. — 30 B. Hauuov. „ i 4 |R9 etw. bz. (. D? 
= Leipziger „ —|4 5 etw. bz. u 6. 
Aotlen- Course. Luxemhg.Bank | — 40, 8. D) 
Div.] Z. Magd. Prix. B. 444 @. . 
1880 F. N Mee n 6 0 5 
Aach. Düsseld. .| 3½ 3½72½ B. iners „-Bwg.A. 5 2 | 
\sch.-Mastricht, ji 3 05 A bz. Ossterr.Crdtb,A.] 7 | 5.173 4 73%, 4 ½ bs. | 
Amst.-Rotterd. .| 5 | 4 [691% 6. Pos. Prov.-Bank| 4 | 4 173% G. 
Berg. Märkische] 4 | 4 73 @, Preuss. B.-Anth d 130 U. 
Berlu-Anhalter,| 814| 4 104 bz. Schl, ank: Ver. 6 11% 6. 
Berlin-Hamburg. 3 4 [103 etw. ba. u. O. Thüringer Bank 4 | 4 51 etw. be. u. G. 
Berli Set 1 41 8. Weimar. Bank IU 14 176. k. 
Berlin-Stettiner | 6 | 4 [951% bz. u. G. 
Breslau-Freib, .| 5 | 4 |80% G. Woohsel-Oourse. 
Cöln-Mindener .| 7% 3 120 ba. Amsterdam k. S. 142½ ba 
Franz. St.-Kisb. 41 133 à 134 bz. dito 2M. 41 bz 
Ludw.- Bexbach. I] 4126 ½ 0. Hamburg C. S. 180 ½ bz 
Magd. Ulalberst.] 13 | 4 182% etw. ba. dito 2M. 180% ba 
Magd,-Wittenb. | 1433 B London . 44 MG, 17% ba 
Mainz-Ludw. A. | 6½ 4 06 % be. u. G. i „„ „ „ 2 N. 9% ba | 
Mecklenburger .| 2 | 4 43 ba. u. 6. Wien österr. Währ. Js T.|75%, ba. 
Münster-Hamm.| 4489, B. dito 2M. 754, ba. | 
Neisse-Brieger .| 2 | 4 149% 0. Augsburg 2 M. 86. 24 b 9 
Niederschles. . .| — | 4 91 bz. Unpeig ei re T. % bs 
e ee — 414 —.—— „ NM. 0% % ba 
Nordb. (Er. W.) 24 147% 4 48 b. Frankfurt a. M.. . 2 M. 86. 26 ba 
dito Prior. — 4½% 99 G. Petersburg ZW ba. 
Oberschles. A. .| 8 31,11%, 6. Bremen 8 T. 108 d. 


Ge 


ür nee | 


treidekörner in unverändert ruhiger Haltung, ſchwache Zuführen und An 
mäßige Kaufluſt und Preiſe unverändert. Del: und Kleeſaaten ohne 


— — äüͤUͤä i 
Breslau, 26. März. gr Saltng, e 
rung. — Spiritus ef, pro 100 Suat preufifd loco 16%, März 167 
gr. 


Weißer Weizen . 75 78 80 84 Winterraps 
Gelber Weizen . 67 70 73 77 Winterrübſen . . 76 78 80 5 
dito mit Bruch . 52 56 60 64 Sommerrübſen . 72 76 24 88 | 
Roggen. . . 34 56 5861 [Schlagleinſaat. 75 
Gerſte . . 43 45 48 52 Thlr. | 
ge .. . 26 28 30 32 — 
ocherbſen . . . 54 56 58 62 Rothe Kleeſaat 7 994 109 11 0 
uttererbfen .. 45 48 50 52 Weiße dito 19 1077 11 
icken . . . 40 45 48 50 Thymothee . 99% : 


Theater- Repertoire. b 

Montag, den 26. März. 1, Extra⸗Vorſtellung zum 1. Abonnement. 

97 idelio. Oper in 2 Akten, nach Bouilly und Sonnleithner von Treitſchle . 
Muſik von L. van Beethoven. 2 


Comp. (W. Friedrich) in Bres lau. 


